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Stellungnahme 

 

Am 10. November 2011 beschloss der Deutsche Bundestag, die Bundesregierung 

aufzufordern, sich »für eine Aufwertung des in Berlin bestehenden Denkmals für die in der Zeit 

des Nationalsozialismus ermordeten Kranken und Behinderten einzusetzen« sowie am 

historischen Standort der Planung des Verbrechens, der Tiergartenstraße 4, »weitergehend« 

über die ›Euthanasie‹-Morde und die Zwangssterilisationen »zu informieren« (Drucksache 

17/5493).  

 

Die Unterzeichnenden begrüßen diesen Beschluss, für den sie sich seit Jahren eingesetzt 

haben, und verbinden damit den Wunsch, dass die Umgestaltung dieses historischen Ortes  

dazu beiträgt, die Erinnerung an die Massentötungen – vor allem an psychisch kranken und 

behinderten Menschen – durch Ärzte, medizinisches und Verwaltungspersonal sowie SS-

Einsatzkommandos in der öffentlichen Wahrnehmung Deutschlands zu verankern.  

 

Wir teilen die Auffassung des Bundestages, dass es am historischen Ort der Täter keines 

neuen Denkmals bedarf, sondern vor allem der Information. Zugleich begrüßen wir die 

Forderung, das historische Gebäude – die zentrale Dienststelle der Krankenmordorganisation 

– sichtbar zu machen und die bestehende Gedenktafel in die Neukonzeption angemessen 

einzubeziehen. Es geht darum, über dieses komplexe und lange verdrängte Thema so 

verständlich wie möglich aufzuklären. Hierfür ist eine Darstellung der Vorgeschichte, der Täter 

und des Leids der Opfer, aber auch der Nachwirkungen dieses ersten nationalsozialistischen 

Massenmordes, insbesondere als Vorstufe zum Holocaust, am Ort notwendig. 

 

Der Beschluss des Bundestages setzt einen Anfang; die entscheidenden Prozesse der 

inhaltlichen Gestaltung des historischen Orts Tiergartenstraße 4 liegen noch vor uns. An ihrer 

Umsetzung sollten die genannten Bundesstiftungen, Opfer- und Verbände der 

Behindertenselbsthilfe, die deutsche Ärzteschaft und medizinische Fachgesellschaften, 

ebenso wie einschlägige Gedenkstätten und die historische Forschung beteiligt sein. 
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Prof. Dr. Dr. Frank Schneider 
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